
17.03.-19.03.2015 BFD Modul VI 
24.03.-25.03.2015 BFD Modul II 
25.03.2015 OV/KV 
15.04.-16.04.2015 BFD Modul III 
21.04.2015 BFD Modul III 
21.04.-23.04.2015 BFD Modul IV 
21.04.2015 PC-Lehrgang 
28.04.-30.04.2015 BFD Modul V 
05.05.-07.05 2015 BFD Modul VI 
06.05.2015 Schulung Kraftfahrer 
09.05.2015 Bundesverbandstag 
19.05.-21.05.2015 BFD Modul II 
02.06.2015 Supervision/18.08.2015 Qualli BB 
09.06.-11.06.2015 BFD Modul III 
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Aktiv sein- 

lebenslang Lernen- 

gemeinsam Verändern 
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Bücherecke, Fundgrube mit 
Haushaltsartikeln und soziale 
Nähstube. Die täglich anfallen-
den Arbeiten und die Besucher-
zahlen zeigen, dass der Arbeits-
losenservice Schwedt einen 
wichtigen Platz für unsere Regi-
on einnimmt. Unsere Besucher 
sind sehr dankbar, dass es eine 
soziale Einrichtung dieser Art in 
Schwedt/Oder gibt. Im Mittel-
punkt unserer Arbeit steht natür-
lich die beratende Tätigkeit, die 
Förderung der Selbstständigkeit 
und die Motivation von Eigenini-
tiative der Betroffenen. Wir ma-
chen Mut und stützen, wenn die 
Probleme „über den Kopf wach-

sen“. Das ist die Devise der Mit-
glieder des Arbeitslosenverban-
des vor Ort. 

Kerstin Mustafic 

Fachliche Anleiterin Nord II 

richtung 7 Mitarbei-
ter_innen mit in Ar-
beitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsent-
schädigung und 4 
Bundesfreiwillige be-
schäftigt, die für unse-
re Besucher  
verschiedene soziale 

Dienstleistungsangebote an-
bieten:  

im BISZ 

(Bürgerinformationszentrum) 
mit einem Schreibbüro, mit 
Bewerbungshilfen schriftlich 
und online, Bürgerinformati-
on mit Begleitung beim Aus-
füllen von diversen Anträgen 

mit GEN  
(Generationen übergreifenden 
Angeboten) kreatives Gestalten, 
Selbsthilfegruppe und  

mit SOWI (sozial wirtschaftli-
chen Hilfen) wie Kleiderkammer, 

Schwedt ist eine typische  
brandenburgische Kleinstadt, 
nordöstlich von Berlin gelegen. 
Am 21.09.1992 wurde dort ein 
Begegnungs- und Beratungs-
zentrum für Erwerbslose eröff-
net. Seit dem findet man uns in 
Schwedt/Oder, in der Ringstra-
ße 15. Wir fingen damals mit 2 
ABM - ( Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men) Beschäftigten an, die sich 
als Bürgerberaterinnen um die 
Sorgen und Nöte Erwerbsloser 
und von Erwerbslosigkeit be-
drohter Bürgerinnen und Bürger 
kümmerten. Im Laufe der Zeit 
wurde das Leistungsangebot auf 
die stetig wachsenden Bedürf-
nisse und sich fortwährend än-
dernden Lebenslagen in 
Schwedt und im Umland ange-
passt. Heute sind in unserer Ein-

Sie finden uns auch im Web! 

www.alv-brandenburg.de

Die veröffentlichen Beiträge geben nicht notwendig die Ansichten der Redaktion wieder. Ein  
Anspruch auf Veröffentlichung besteht nicht. Anonyme Leserbriefe werden nicht veröffentlicht. Die Redaktion behält 
sich das Recht vor, Leserbriefe sinnerhaltend zu kürzen. Urheberrechtlich geschützte Zitate, soweit ersichtlich, 
werden nicht ohne Quelleangabe veröffentlicht und aus den Beiträgen entfernt. 
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Unser Leitbild/Aufruf 

Soziale Teilhabe durch 
Arbeit 

Die zerklüftete Republik 

FAIRPLAY geht in die 
neue Rund 

10 Jahre „HARTZ VIER“ 

Gegen den Zwang der 
Armutsrente  

Weiterbildungsangebote 
des Bildungswerkes 

Demenz ein 
Zukunftsthema 

Bücherbasar 

Abschied in den 
Ruhestand 

Ehrenamt niedergelegt 

Großbaustelle Tafel 
Zossen 

Förderung MGH`s vorerst 
gesichert 

Wohlverdienter Ausklang 

Jubilare 

Schwedt stellt sich vor 

Termine 

 

 

 

 

 

 

auch über die Landesge-
schäftsstelle abgefordert 
werden. 

 

Jens Rode 

Landesgeschäftsführer 

Mit der Zertifizierung als  
zugelassener Träger der 
Arbeitsförderung nach 
dem SGB III erhielt das 
Wort 
„Qualitätsmanagement“ 

im Landesverband einen 
ganz neuen Stellenwert. 
Diskutiert wurde in diesem 
Zusammenhang auch 
über die Notwendigkeit  
eines eigenen Leitbildes. 
Nach ca. zwei Jahren  
intensiver Diskussion,  
Arbeitsgruppengesprä-
chen und Mitgliederbeteili-
gung war es soweit, auf 
dem Zukunftsforum  
abschließend diskutiert 
verabschiedete der Lan-
desverbandstag am 
30.10.2014 das Leitbild 
des Landesverbandes un-
ter dem Motto: Aktiv sein, 
lebenslang Lernen, ge-
meinsam Verändern. Die-
ses Leitbild ist nunmehr 
neben der Satzung Grund-
lage für das Handeln und 
die Arbeit unserer Mitglie-
der und Beschäftigten. 
Das vollständige Leitbild 
und die Kurzform  ist bereits 
an die Einrichtungen ver-
sandt worden, kann aber 

kontinuierlich werden 
Dienstleistungen (nicht nur 
soziale) von Bund und Land 
in die kommunale „Hand“ 
übertragen. Auch unsere 
Projekte sind überwiegend 
regional eingebunden. Es 
sind die Mitglieder vor Ort 
und die Mitarbeiter/innen in 
den Standorten und Einrich-

nerationenarbeit oder in 
seinen sozialwirtschaftli-
chen Dienstleistungen wirkt 
der Arbeitslosenverband im 
Interesse sowie für und mit 
Menschen, die von Er-
werbslosigkeit betroffen 
bzw. bedroht sind. Die 
Kommunalisierung ist wei-
ter auf dem Vormarsch, 

Am 06. Oktober 2015 
begeht der Arbeitslosenver-
band in Brandenburg sei-
nen 25. Jahrestag. Seit 25 
Jahren sind wir ein in den 
Regionen eingebundener 
Bestandteil der sozialen Inf-
rastruktur. Durch die Bera-
tungsleistungen, der Kin-
der-und Jugend- bzw. Ge-



ein gemütliches Beisammen-
sein. Je nach Größe, Mitglieder-
zahl, Standort und Lage können 
Einrichtungen evtl. innerhalb ei-
nes Standortbereiches auch ge-
meinsam operieren. Nutzt die 
Möglichkeit, eure kommunalen 
und landes- bzw. bundesweit 
agierenden Politiker/innen aus 
der Region einzuladen und stellt 
eure/unsere Projekte und Leis-
tungen vor. Wir sollten nicht 
vergessen DANKE zu sagen. 
Im Jahr unseres 25-jährigen Be-
stehens haben wir nach „Adam 
Riese“ 139 Mitglieder, die ein 
besonderes Jubiläum begehen. 
Gerade im Jubiläumsjahr sollten 
wir unsere langjährigen Jubilare 
ehren. Auf Landesebene haben 
wir sechs Mitglieder, die ihre 
25-jährige Mitgliedschaft bege-

hen. 16 Mitglieder sind im 20. 
Jahr ihrer Mitgliedschaft, 56 Mit-
glieder im 15. Jahr und 61 Mit-
glieder begehen ihr 10-
Jähriges. In Vorbereitung auf 
eure/unsere dezentralen Jubilä-
umsveranstaltungen möchte ich 
daran erinnern, dass der 13. 
Landesverbandstag am 30. Ok-
tober 2014 eine neue Ehrenord-
nung beschlossen hat. Mitglie-
der oder Mitarbeiter/innen, die 
sich in besonderer Weise für die 
Interessen und Belange des Ar-
beitslosenverbandes verdient 
gemacht haben, können und 
sollten in würdiger Form ausge-
zeichnet werden. 

 
Inga-Karina Ackermann 

Landesvorsitzende 

tungen, die dichter an den Men-
schen und ihren Problemen 
dran sind, flexibler und individu-
eller agieren können. Dieser 
Ausgangssituation möchte der 
Landesvorstand Rechnung tra-
gen und anlässlich des 25-
jährigen Bestehens des Ar-
beitslosenverbandes Deutsch-
land, Landesverband Branden-
burg e.V. die Veranstaltungen 
dezentralisieren. Wir rufen alle 
Orts- und Kreisverbände sowie 
unsere Einrichtungen auf, den 
Zeitraum um den 6. Oktober 
2015, unseren 25. Jahrestag 
des Bestehens, für eine regio-
nale Veranstaltung zu nutzen. 
Vieles ist möglich - eine kleine 
oder größere Jubiläumsfeier, 
ein Tag der offenen Tür, ein 
Herbstfest, eine Talkrunde oder 

staltung von Arbeitsfördermaß-
nahmen entweder nach SGB II 
oder nach SGB III steht einer 
gleichberechtigten Teilhabe an 
arbeitsmarktpolitischen Hilfen 
entgegen. Im Rahmen des SGB 
III sollte ein einheitliches Ein-
gliederungsbudget geschaffen 
werden. Die nachhaltige Ver-
besserung der sozialen Situati-
on und der sozialen Teilhabe 
der Leistungsberechtigten muss 
Maßstab für Erfolgsbewertungen 
sein. Zielgruppenspezifische 
Angebote sind notwendig. Die 
Teilnahme an arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen muss 
freiwillig sein. Einen Zwang 
zu prekärer Beschäftigung darf 
es nicht geben. Fehlende Zu-
verdienstmöglichkeiten bei Teil-
nahme an arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen sollten 
durch einen anreizorientierten 
Zuschlag ausgeglichen werden. 

Arbeitsmarktpolitische Hilfe-
prozesse müssen mit den Be-
troffenen auch in der Praxis ein-
vernehmlich entwickelt werden. 

Die notwendige Höhe des 
Eingliederungsbudgets muss 
genauso wie der Regelsatz in 

der Grundsicherung transpa-
rent, sach- und realitätsgerecht 
ermittelt werden. Gute und 
existenzsichernde Arbeit soll 
Maßstab für öffentlich geförder-
te Beschäftigung sein. Die öf-
fentlich geförderte Beschäfti-
gung soll der Verbesserung der 
finanziellen Situation der Be-
troffenen durch ein eigenes Ein-
kommen und ihrer sozialen Ver-
netzung dienen. Beratung, 
Coaching und Qualifizierung 
sind vorzusehen. Im Rahmen 
der Selbstorganisation und Inte-
ressenvertretung können sozial-
versicherungspflichtige Stellen 
voll gefördert werden. 

Beschäftigungsmaßnahmen 
mit vorwiegendem Qualifizie-
rungscharakter, die keine regu-
lären Arbeitsverhältnisse be-
gründen, sind von öffentlich ge-
förderter Beschäftigung klar zu 
unterscheiden. Auch prekär 
Beschäftigte erhalten Zugang 
zu Arbeitsfördermaßnahmen mit 
dem Ziel, existenzsichernde Ar-
beitsverhältnisse erreichen zu 
können. Die verschiedenen 
Varianten der Beschäftigungs-
förderung sollen an die jeweils 

Auf dem regulären Arbeitsmarkt 
besteht ein Ungleichgewicht. Ei-
nerseits muss die Erwerbsbetei-
ligung zur Sicherung des Ar-
beitskräftemangels in bestimm-
ten Fachgebieten erhöht wer-
den. Andererseits bleibt vielen 
langzeitarbeitslosen Menschen 
die Teilhabe über Erwerbsarbeit 
verwehrt, sie profitieren kaum 
von den günstigen Entwicklun-
gen des Arbeitsmarktes. Auf 
dem Arbeitsmarkt besteht wei-
terhin ein Mangel an Stellen für 
„arbeitsmarktferne“ Personen. 
Sie sind nicht mehr am Er-
werbsleben beteiligt und dauer-
haft auf Transferleistungen an-
gewiesen. Die nationale Ar-
mutskonferenz (nak) hat die so-
zialpolitischen Anforderungen 
an die Beschäftigungsförderung 
aufgearbeitet und mit Beschluss 
vom 19.12.2014 ein Positions-
papier veröffentlicht. Forderun-
gen der nationalen Armutskon-
ferenz (Auszug): 

Die unterschiedliche Ausge-

Der Landesvorstand bedankt sich an dieser Stelle bei allen Jubilaren für ihre Treue zum Verband, für die 
vielen ehrenamtlich erbrachten Leistungen und geopferten Stunden von persönlicher Freizeit. Nochmals 
herzlichen Dank.          Der Landesvorstand 

10 Jahre  

Neumann Edith Potsdam 

Paul Margit 
Havel-
land/Nauen 

Jährig Anita Zehdenick 

15 Jahre  

Jacob  Frank Herzberg 

Neumann Peter Potsdam 

Wiedenhöft Brigitte Herzberg 

Schunack Dieter Herzberg 

Püpke Anke Jüterbog 

20 Jahre  

Zehm Simone Herzberg 

Stahlberg Andrea Herzberg 

Frigge Regina Herzberg 

Kupfer Waltraud Herzberg 

Dr. Fischer Dietrich Potsdam 

Thiel Monika Potsdam 

Groß-
pietsch 

Lorlita Herzberg 

Jenzig Michaela Herzberg 

Knese Christina Herzberg 

Krüger Kerstin Herzberg 

Müller Hildegard Herzberg 

Richter Gabriele Herzberg 

Riebisch Angelika Herzberg 

Schliebener Bärbel Herzberg 

Tanneber-
ger 

Simone Herzberg 

Thieme Pertra Herzberg 

Wagen-
knecht 

Kathrin Herzberg 

Weiss Petra Herzberg 

Wille Christine Herzberg 

Schimmel Gundula Herzberg 

Beyer Klaus Herzberg 

25 Jahre 



möglichst in allen Kommunen 

etabliert werden können.“ Das 
Bundesfamilienministerium hat 
deshalb eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe eingerichtet, um 
ein tragfähiges Konzept für eine 
Weiterfinanzierung nach 2015 
zu erarbeiten. Die vier Mehrge-
nerationenhäuser des Arbeitslo-
senverbandes Deutschland, 
Landesverband Brandenburg 
e.V. sind Mitglied in der Landes-
arbeitsgemeinschaft Mehrgene-
rationenhäuser des Landes 
Brandenburg. Die LAG MGH 
vertrat die Mehrgenerationen-
häuser bereits mehrfach beim 
Land Brandenburg, um von der 
tiefgreifenden und vielseitigen 
Arbeit der Mehrgenerationen-
häuser zu berichten. Dabei wur-
de auch der Mehrwert der Mehr-
generationenhäuser für die ein-
zelnen Kommunen und für das 
Land dargestellt. Die Mitglieder 
der LAG MGH streben in nächs-
ter Zeit eine weitere Vernetzung 
auf Bundesebene an. 

Roswitha Just 

Leiterin Großräschen 

zung des Haushaltsausschus-
ses bekommen hat, eine solide 
Folgefinanzierung über das 
Jahr 2015 hinaus erfolgen wird. 
Der Haushaltsausschuss habe 
einer Verstetigung der Förde-
rung der Mehrgenerationenhäu-
ser zugestimmt. In die Weiter-
förderung über 2015 hinaus sol-
len die Länder stärker einge-
bunden werden. Im Koalitions-
vertrag ist vereinbart worden: 
„Das erfolgreiche Konzept der 

Mehrgenerationenhäuser wer-

den wir weiterentwickeln und 

deren Finanzierung verstetigen. 

Sie sollen sich in ihrer individu-

ellen Ausprägung zu einem 

übergreifenden Dach und An-

kerpunkt des sozialen Miteinan-

ders und der Teilhabe vor Ort 

auch zum Beispiel unter Einbe-

ziehung von Pflegestützpunkten 

als Sorgende Gemeinschaften 

entwickeln. Deshalb werden wir 

die Voraussetzungen schaffen, 

um eine dauerhafte Zukunft der 

Mehrgenerationenhäuser zu si-

chern und gemeinsam mit Län-

dern und Kommunen prüfen, 

unter welchen Voraussetzungen 

die Mehrgenerationenhäuser 

Seit dem 01. Ja-
nuar 2012 neh-
men 450 Mehrge-
nerationenhäuser 

am laufenden Aktionsprogramm 
II des Bundes teil. Ursprünglich 
endete das Aktionsprogramm 
mit dem 31.12.2014 und damit 
die Förderung durch den Euro-
päischen Sozialfond. Im Bun-
deshaushalt 2015 wurden rund 
16 Millionen Euro für die weitere 
Förderung der 450 Mehrgenera-
tionenhäuser im gleichnamigen 
Aktionsprogramm für das Jahr 
2015 gesichert. „...Jedes Haus 
erhält einen jährlichen Zu-
schuss in Höhe von 40.000,00 
Euro. Davon fließen bis Ende 
2014 aus Bundesmitteln bzw. 
Geldern des ESF 30.000,00 Eu-
ro, die weiteren 10.000,00 Euro 
übernehmen Land oder Kom-
munen…“ näheres unter 
www.mehrgenerationenhaeuser.de 

Die Bundesfamilienministerin, 
Manuela Schwesig, informierte 
auf dem „Tag der Mehrgenerati-
onenhäuser“ im November 
2014 alle Anwesenden darüber, 
dass das Bundesfamilienminis-
terium jetzt auch die Unterstüt-

sarbeit und unseren Veranstal-
tungen deshalb unser Anliegen, 
uns bei den Mitgliedern für ihre 
Arbeit zu bedanken. Mit kleinen 
Geschenken wurden langjährige 
Mitglieder für Ihr Engagement 
und ihre Treue zum Arbeitslo-
senverband geehrt. Auch wei-
terhin wollen die Mitglieder ihre 

Arbeit im Arbeitslosenver-
band wahrnehmen und 
sich engagieren. 

B. Roblick 

Freiwilligenkoordinatorin 

glieder signali-
siert. Auf der 
Mitgliederver-
sammlung am 
2. Dezember 
2014 war ne-
ben dem Jah-
resrückblick auf 
unsere Verein-

Die Arbeit unserer Mitglieder 
und die Bereitschaft, für den  
Arbeitslosenverband da zu sein, 
sind nicht selbstverständlich. 
Dass es eine Aufgabe ist und 
Spaß macht, haben unsere Mit-

Letztlich müssen sie sich diese 
Kosten vom Munde absparen. 
Freiwillig Engagierten sollen 
Kosten für ein solches freiwilli-
ges Engagement in gemeinnüt-
zigen Selbsthilfeorganisationen 
aus dem Eingliederungsbudget 
erstattet bekommen können. Ar-
beitsmarktpolitische Beschäfti-
gungsförderung hat ihren Wert. 
Sie gewährleistet Teilhabe von 
Personen, die auf nicht geför-

derte Arbeitsplätze kaum Chan-
cen haben. Sie ist gesellschaft-
lich und menschenrechtlich be-
trachtet notwendig, um dem 
dauerhaften Ausschluss von Ar-
beitsuchenden aus dem Er-
werbsleben entgegen zu wirken. 
(Das Positionspapier wird auf 
unserer Internetseite www.alv-
brandenburg.de zur Einsicht 
und zum Abruf bereitgestellt) 

Inga-Karina Ackermann 

Landesvorsitzende  

vorhandenen Potentiale an-
knüpfen und diese erweitern 
helfen. Auch freiwillige bür-
gerschaftliche Arbeit durch Leis-
tungsberechtigte in der Grundsi-
cherung soll unterstützt werden. 
Insbesondere in der Selbstorga-
nisation von Erwerbslosen ent-
stehen Material-, Fahrt- und 
Kommunikationskosten, die 
nicht durch Aufwandsentschädi-
gungen aufgefangen werden. 

denburg sollte sich bei einer Ar-
mutsquote von 17,7% in 2013 
nicht zurücklehnen. Auch die im 
Bericht erstmalig beleuchteten 
Risikogruppen – Erwerbslose 
und Alleinerziehende – sind die 
Personengruppen die in Bran-
denburg das „Negativ-Ranking“ 
anführen. Die Armutsquote bei 
minderjährigen Kindern ist wie-
derum gestiegen und liegt 2013 
bundesweit bei 19,2 %. Der 

Thematik Bildungs- und Kinder-
armut wird sich auch die Lan-
desarmutskonferenz Branden-
burg (lak Brandenburg) in den 
Jahren 2015/2016 stellen und 
öffentlichkeitswirksame Veran-

staltung planen, vorbereiten und 
organisatorisch sichern. Armut 
im Alter stellt in der Regel eine 
Fortsetzung der Benachteili-
gung aus dem (Erwerbs-)leben 
dar. Die gesetzlichen Renten al-
lein bieten für sehr viele  Men-
schen keinen Schutz vor einem 
Abrutschen an oder unter die 
Armutsschwelle. Keine andere 
Bevölkerungsgruppe zeigt einen 
rasanteren Anstieg der Armuts-

quote als die Rentnerin-
nen und Rentner. Seit 
2006 sei die Armutsquote 
viermal so stark gestiegen 
und liegt 2013 bei 15,2%, 
so der Bericht. Die im Be-
richt bundesweit darge-
stellte regionale Ungleich-
heit kommt auch in Bran-
denburg zum Tragen. 
Während die Region Ha-
velland-Fläming mit einer 
Armutsquote von 14 % un-
ter dem Bundesdurch-
schnitt liegt, ist die Region 
Uckermark-Barnim mit ei-
ner Quote von 20,1 % lan-
des- und bundesweit über-
durchschnittlich von Armut 
betroffen. Mit detaillierter 
Suchfunktion nach Post-

leitzahlen kann der Bericht un-
ter: www.der-paritaetische.de/ 
armutsbericht eingesehen wer-
den.  

Inga-Karina Ackermann 

Landesvorsitzende  

 
 
Der 

Paritätische Gesamtverband hat 
am 19.02.2015 seinen vierten 
Bericht zur regionalen Armuts-
entwicklung der Öffentlichkeit 
vorgestellt. In Deutschland wa-
ren 2013 rund 12,5 Millionen 
Menschen von Armut betroffen. 
Innerhalb eines Jahres sei die 
Armut von 15,0 Prozent (2012) 
auf 15,5 Prozent (2013) 
angestiegen. Die Armut 
befindet sich bundesweit 
auf einem historischen 
Höchststand, so Ulrich 
Schneider, Hauptge-
schäftsführer des Paritäti-
schen Gesamtverbandes 
in seiner Pressemitteilung. 
Laut Bericht verzeichnet 
lediglich Brandenburg ei-
nen deutlichen Rückgang. 
In 13 von 16 Bundeslän-
dern sei die Armut gestie-
gen. Sachsen-Anhalt ver-
zeichnet einen leichten 
Rückgang und in Sachsen 
ist die Armutsquote gleich-
geblieben. Schaut man auf 
die im Anhang dargestellte 
regionale Armutsquoten-
entwicklung wird ersichtlich, 
dass Brandenburg von 2006 = 
18,9 % bis 2010 = 16,8% einen 
Rückgang verzeichnen konnte. 
Bis 2012 stieg die Armutsquote 
dann wieder auf 18,1 %. Bran-



nachhaltig begleiten. Wenn Sie 
sich für die kostenfreie, zertifi-
zierte Weiterbildung interessie-
ren, sprechen Sie ihre/n Fair-
play-Lotsen/in in ihrer Einrich-
tung an, informieren sich auf 
www.alv-fairplay.de oder setzen 
Sie sich direkt mit uns in Verbin-
dung: 03381/ 80 42 16 Projekt-
leitung Hr. Holmig. 
(alexander.holmig@alv-randenburg.de) 

Wir freuen uns auf ihr Engage-
ment und neue Ideen! 

Alexander Holmig 

Projektleitung „Fairplay“ 

Lotse/in für Konfliktbearbeitung 
und demokratische Beteiligung“ 
angeboten (Start voraussichtlich 
Mitte 2015) und das Bildungs-
angebot um weitere modulare 
Kurse erweitert. das Bildungs-
angebot steht allen Mitgliedern, 
ehren- und hauptamtlichen Be-
schäftigten , BFD- und Maßnah-
meteilnehmer/innen offen. Dar-
über hinaus wird das Projekt mit 
Veranstaltungen, neuen Beteili-
gungsformaten und fachlicher 
Unterstützung vor Ort laufende 
Veränderungsprozesse im Ver-
band, wie die 2013 eingeführte 
neue Struktur oder das auf dem 
13. Landesverbandstag 2014 
beschlossene, neue Leitbild, 

Das Projekt „FAIRPLAY – Ein 
starker ALV im Brandenburger 
Land“ konnte den Zuschlag für 
eine weitere Förderphase 
(2015-16) im Bundesprogramm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ 
(BMI) erlangen. Auch künftig 
möchte der Arbeitslosenver-
band Deutschland Landesver-
band Brandenburg e. V. (ALV) 
eine vielfältige und demokrati-
sche Gemeinwesenkultur im 
Verband und in den Regionen 
Brandenburgs aktiv unterstüt-
zen, in dem er die fachlichen 
Kompetenzen seiner Mitglieder 
und Beschäftigten in ehrenamt-
lichen Betätigungsfeldern stärkt. 
Dazu wird noch einmal die Wei-
terbildung zum/zur  „Fairplay-

Deutschland dadurch „so gut 
dasteht…“ usw. Man sollte lie-
ber ALG II-Empfangende nach 
ihrer Meinung fragen…Ein Ne-
benergebnis ist auf jeden Fall 
die Schaffung eines riesigen 
Niedriglohn-Sektors in Deutsch-
land. Bezogen auf Brandenburg 
betonte Frau Ministerin Golze 
am 07.01.2015, dass fast jeder 
Dritte Lohnempfänger in Bran-
denburg unter 8,50 Euro pro 
Stunde verdiente. Obwohl die 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
in der letzten Zeit positiv verlief, 
ist das bei den Erwerbslosen 
„im Rechtskreis SGB II“ nicht so 
der Fall. So gab es im Dezem-
ber 2014 in Brandenburg zwar 
„nur“ 32.631 Erwerbslose, nach 
dem SGB III - also Bezieher von 
Arbeitslosengeld I -, aber 
85.665 Erwerbslose im 
„Rechtskreis SGB II“ - also Be-
zieher von Arbeitslosengeld II. 
Das war ein Verhältnis von 
27,6% zu 72,4%. Das Verhältnis 
entwickelte sich in der letzten 

nunmehr Agentur für Arbeit -, 
legte Arbeitslosenhilfe mit der 
Sozialhilfe zusammen und er-

schuf die Leistung Arbeitslosen-
geld II“. Schon über letzteren 
Begriff könnte man Seiten 
schreiben. Arbeitslosengeld II 
können Jungen und Mädchen 
ab dem 15. Lebensjahr erhal-
ten, auch wenn sie noch nie ge-
arbeitet haben. Zu diesem 10. 
Jahrestag können wir nun in 
den Medien lesen, hören, se-
hen… wie erfolgreich doch das 
Wirken dieses Gesetzes ist, 

Am 01.01.2005 trat das Sozial-
gesetzbuch II in Kraft. Es gehör-
te zur Serie der Gesetze, die 
auf der Grundlage der Ergeb-
nisse der Gruppe unter Leitung 
von Peter Hartz erarbeitet wur-
den. Die Gesetze -
umgangssprachlich „Hartz I bis 
Hartz IV“ - veränderten die ge-
samte Regulierung der Arbeit 
der Bundesanstalt für Arbeit - 

Blick auf die eigene Gesundheit 
verabschiedete sich die Truppe 
der Tafel. Wir wünschen viel 
Glück, Kraft und Wohlergehen 
und bedanken uns für die vielen 
Jahre, die ihr für uns und die 
Bedürftigen im Einsatz gewesen 
seid. Als Vorsitzende des Orts-
vereins Jüterbog bleibt uns Frau 
Gohla weiterhin treu und hält die 
Fäden der Mitglieder und des 
harten Jüterboger Kerns zusam-
men. Der Staffelstab der Tafel in 
Jüterbog wurde an Herrn  
Rudolph und Frau Hoffmann 
übergeben, die gemeinsam mit 
allen ehrenamtlichen Mitarbei-
ter_innen der Tafel weiterhin für 
die Bedürftigen da sind. 

René Schröder 

Leiter Standortbereich Süd I 

und der Vorstand 

Jahren intensiver Tafelarbeit, 
gaben Ursula und Christof 
Gohla, Tochter Anke Püpke und 
unsere langjährige ehrenamtli-
che Mitarbeiterin Frau Helma 
Göthel Ende 2014 ihre ehren-
amtliche Tätigkeit auf. Mit nun 
etwas mehr privater Zeit und 

Der Arbeitslosenverband und 
das Jüterboger Team verab-
schiedeten zum 31.12.2014 die 
Leitung der Jüterboger Tafel. 
Nach dem Aufbau der Lucken-
walder und Jüterboger Tafel, 
nach unzähligen Arbeitsstunden 
in der Anfangsphase und 14 

die Fahrzeuge als auch der 
Warmwasseranschluss müssen 
weiterhin ohne viele Umwege 
erreichbar sein. Für die fleißigen 
Helfer der Zossener Tafel aller-
dings bedeutet das trotzdem 
weitere Wege. Alle halten durch, 
und auf diesem Wege vielen 
Dank dafür! Wir werden hier 
zeitnah weiterberichten, denn 
mindestens 3 Fragen bleiben 
noch offen: 1. Wie wird der neue 
Boden aussehen? 2. Wird uns 
die Stadt Zossen, wie all die vie-
len Jahre zuvor, finanziell unter-
stützen und ggf. die Kosten der 
Komplettsanierung zu 100% 
übernehmen? 3. Funktioniert 
das Prinzip der internen Strom-
zähler der zum Trocken aufge-
stellten Heizgebläse und belas-
tet nicht unser Konto bezüglich 
der Stromkosten? 
Fragen über Fragen… Bleibt 
dran, wir berichten hautnah! 

René Schröder 

Leiter Standortbereich Süd I 

kann sich denken, 
wie kostenintensiv 
das ist. Wir nahmen 
Kontakt zur Stadt 
Zossen auf und ba-
ten um Besichtigung 
des „Corpus Delicti“. 
Nach dieser, durch 
die Gebäudeverwal-
tung, war innerhalb 
von 2 Wochen eine 
Fliesenlegefirma vor 

Ort, stemmte alle Fliesen raus 
und kümmert sich um die Sa-
nierung des Unterbaus. Durch 
die tägliche Reinigung des ge-
brochenen Fliesenspiegels ist 
der Unterboden komplett durch-
feuchtet und muss daher teil-
weise durch Kernbohrungen ge-
trocknet werden. Langsam aber 
nähert sich der Trocknungspro-
zess dem Ende zu. Wir hoffen, 
dass Ende Februar der neue 
Boden fertiggestellt ist. Bis da-
hin musste die Sortierung und 
Aufbereitung auf den hinteren 
Teil des großen Flurs auswei-
chen. Eine andere Möglichkeit 
gab es leider nicht, denn sowohl 

Seit Beginn des Jahres stehen 
die vielen fleißigen Helfer der 
Zossener Tafel und Herr Sche-
we vor besonderen Herausfor-
derungen in der Arbeit. Der  
Sortier- und Aufbereitungsraum, 
für die Lebensmittel, zeigt sich 
momentan im Rohbau. Fliesen 
des Fußbodens haben sich ge-
lockert, Fugen sind aufgebro-
chen und es entstanden Stol-
perkanten, die eine richtige Rei-
nigung des Bodens kaum noch 
möglich machen. Provisorische 
Reparaturen sind nun nicht 
mehr ausreichend. Der Unter-
bau ist nicht mehr tragfähig. Es 
muss saniert werden und jeder 



10:00 Uhr füllte sich schnell der 
Vorraum mit Stammkunden und 
neu interessierten Lesern. 
Das Hauptinteresse lag bei  Kin-
derbüchern aber auch Romane 
wurden gerne mitgenommen. 
Einige Kunden verweilten sogar 
einige Stunden, um nach klei-
nen und großen Schätzen zu 
schmökern. Am 02.02. war dann 
wieder alles vorbei, aber nicht 
ohne den Kunden zu verspre-
chen: „Der nächste Basar 
kommt bestimmt“. 

ASE Strausberg 

 

denn wieder soweit ist. Auch 
neue Kunden haben wir darauf 
aufmerksam machen können, 
das in unseren Räumen ein Bü-
cherbasar stattfindet. Immer ab 

In der Zeit vom 28.01. bis 
02.02.2015 fand in der ASE 
Strausberg unser Bücherbasar 
statt. Viele Kunden haben 
schon nachgefragt, wann es 

Specht, seit vielen Jahren ver-
antwortlich für die Finanzen un-
serer Einrichtungen in den 
Landkreisen Teltow Fläming, 
Dahme Spreewald und  
Potsdam Mittelmark tätig, in den  
Ruhestand. Seit 1996 war Ilona 
Specht beim Arbeitslosenver-
band am Start, damals noch in 
der Einrichtung Jüterbog. Ein 
gutes Stück Weg haben wir ge-
meinsam zurückgelegt. In all 
den Jahren hielt sie die Finan-
zen und die Verwaltung zusam-
men und auf Kurs. 

Liebe Ilona, wir wüschen Dir  
nur das Beste! Bleib gesund, 
nutze die Zeit, denn wer rastet – 
der rostet. 

Dein Team aus Süd I  

und der Vorstand  

Mitarbeiter_innen aus den an-
deren Bereichen verabschiede-
ten Ende Januar unsere lang-
jährige Mitarbeiterin Ilona 

Der Arbeitslosenverband 
Deutschland Landesverband 
Brandenburg, insbesondere der 
Bereich Süd I und viele  

Nachkommen zugutekommt.  
Also: „vermögende“ Leistungs-
berechtigte beziehen ALG II 
gleichsam als Darlehen, das die 
Erben zurückzahlen müssen. Es 
gibt dabei bestimmte Freibeträ-
ge, die aber schon bei Kindern 
recht niedrig ausfallen. Wenn 
wir also in Zukunft mit Fragen 
der Erbenhaftung konfrontiert 
werden, handelt es sich um ein 
weiteres recht kompliziertes 
Problem, das individuell zu klä-
ren ist. Betont sei jedoch, dass 
es sich um zu Recht bezogene 
Leistungen handelt, nicht um 
„erschlichene“. In die Summe, 
die von den Erben zurückgefor-
dert wird, fließen nicht nur das 
gezahlte ALG II, sondern auch 
die entrichteten Kranken-und 
Pflegeversicherungsbeiträge ein. 
Wer schon seit 2005 ALG II be-
zogen hat, da kommen dann 
noch damals gezahlte Renten-
versicherungsbeiträge dazu -  
also bei längerem ALG II - Be-
zug recht hohe Beträge insge-
samt! Und das kann das Job - 
Center bis 3 Jahre nach dem 
Tod des ALG II - Empfängers 
von den Erben einfordern. Si-
cher wird es bei Zunahme der-
artiger Fälle eine ähnliche Dis-
kussion geben, wie jetzt bei der 
„Zwangsverrentung“. Also ins-
gesamt gibt es keinen Grund für 
uns, 10 Jahre HARTZ IV zu fei-
ern! 

Prof. Dr. D. Fischer 

Stellvertretender Vorsitzender  

waren es 2005 über 7 Millionen 
(11% der Einwohner) und 2013 
über 6 Millionen (9,5% der Be-
wohner). Damit wird deutlich, 
dass nach wie vor, ein erhebli-
cher Teil der Bevölkerung durch 
„Hartz IV“ betroffen ist. Und da-
zu kommt, die abgeleitete Be-
troffenheit durch den geschaffe-
nen Niedriglohn.-.Sektor! Ein 
Problem, das bisher im SGB II 
wenig Aufmerksamkeit erregte, 
nun aber nach 10 Jahren grö-
ßere Bedeutung erlangt, ist der 
§35 SGB II. Es geht um die  
Erbenhaftung. Bekanntlich gibt 

im ländlichen Brandenburg sind 
das zumeist selbst bewohnte 
Eigenheime und Sparbeträge. 
Die Erbenhaftung verhindert 
nun, dass zu Lebzeiten des 
Leistungsberechtigten, das ge-
schonte Vermögen seinen 

Zeit immer zu Ungunsten der 
ALG II - Bezieherinnen und - 
Bezieher! Wenn wir dazu noch-
das Umfeld betrachten, dann ste-
hen diesen 85.665 Erwerbslosen 
14.0939 Bedarfsgemeinschaf-
ten“ gegenüber - also Angehöri-
ge und vor allem Kinder! So le-
ben 19,3 % der Kinder in Bran-
denburg von „Hartz IV“ - in Bay-
ern sind es nur 7,3 %, in Berlin 
33,4 % der Kinder bis zum 15. 
Lebensjahr. Das ist eine Kind-
heit mit Einschränkungen, mit 
Armut…Um weiter den Umfang 
der Betroffenen zu beleuchten, 
sei betont, dass in Bremen 
14,1% aller Personen zwischen 
15 und 65 Jahren ALG II bezie-

in Berlin 17,5%! Wenn wir alle 
Bezieher von Leistungen aus 
den „Bedarfsgemeinschaften“ in 
Deutschland erfassen, dann 

Freiheiten vorenthalten, nur weil 
sie erwerbslos sind. Bei vorzeiti-
ger Inanspruchnahme der Rente 
sind pro Monat stets Abschläge 
von 0,3 % auf die erzielte Ren-
tenhöhe in Kauf zu nehmen. Das 
sind pro Jahr 3,6 %, bei drei Jah-
ren vorzeitiger Rente werden es 
stolze 10,6 % Einkommensver-
lust für den Rest des Lebens. 
Durch die Einführung der Rente 
mit 67 Jahren hat sich die Situa-

umgesetzt und betrifft alle Jahr-
gänge ab 1951, das heißt alle, 
sobald sie 63 Jahre alt sind. 
Sollten die Betroffenen die eige-
ne Verarmung nicht selbst bean-
tragen, dürfen die Jobcenter das 
in ihrem Namen von Amts we-
gen tun. Dieser § 12 a muss aus 
dem SGB II sofort gestrichen 
werden, denn damit werden Äl-
teren, die Arbeitslosengeld II be-
ziehen müssen, Rechte und 

Unter dieser Losung hat der Ko-
ordinierungskreis gewerkschaftli-
cher Erwerbslosenarbeit Berlin 
(KoK) eine Stellungnahme veröf-
fentlicht. Wir wollen hier diesen 
Text wiedergeben: Ab dem 1. 
Januar 2008 wurde eine 
zwangsweise Frühverrentung im 
SGB II (Hartz IV) möglich. Die 
Aufforderung einen Rentenan-
trag zu stellen, wird von den 
Jobcentern seit 2014 massiv 

Gegen die Entmündigung: Mehr als zehn Jahre ist es her, dass Demonstran-
ten wie hier im August 2004 in Berlin gegen das Hartz-IV-Gesetz auf die Stra-
ße gingen. (www.sueddeutsche.de/Foto: Getty Image/E-LANCE MEDIA)  



und schon gar nicht ein Recht 
auf gute, existenzsicherde, sozi-
alversicherte Arbeit - zu gewähr-
leisten. Die Zwangsverrentung 
ist ein Skandal, gegen den wir 
uns als Gewerkschafter und als  
Erwerbslose richten. Unser Ziel 
ist, dass im Übergang zur Rente 
keine Abschläge und kein Ver-
brauch der Altersvorsorge  
erzwungen werden dürfen. Wir 
fordern, dass alle älteren  
Erwerbstätigen und Erwerbslo-
sen selbst bestimmen, ob sie 
zum regulären Zeitpunkt mit der 
vollen Rente oder vorzeitig mit 
einer geminderten Rente in den 
Ruhestand gehen. Wir sollten 
jede Gelegenheit nutzen, um 
auf die Zwangsverrentung  
hinzuweisen, denn das Problem 
ist noch zu gering in der Öffent-
lichkeit bekannt. 

Prof. Dr. D. Fischer 

Stellvertretender Vorsitzender  

ALV Bildungswerk  Brandenburg e.V. 

al-hilfe sowohl 
auf den Part-
ner/in als auch 
auf die Kinder 
und deren Ein-
kommen und 
Vermögen zu-
rückgegriffen 
wird. Durch den 

Sozialgeldbezug müssen zuerst 
Spar- und Altersrücklagen der 
Betroffenen angegriffen bzw. 
vorzeitig aufgebraucht werden. 
Ein erzwungener Übergang in 
die Altersrente steht im Wider-
spruch zu den von der Regie-
rung und der EU propagierten 
Zielen, die Beschäftigung älte-
rer Arbeitnehmer/innen fördern 
und ausweiten zu wollen. Es  
widerspricht den Argumentatio-
nen der Regierung zur Verlän-
gerung der Lebensarbeitszeit 
und zeigt, dass weder Bund 
noch Länder und Kommunen in 
der Lage sind, jedem/r Bundes-
bürger/in ein Recht auf Arbeit - 

tion weiter verschärft, da die 
Abschläge nun noch höher aus-
fallen. Wer in die vorzeitige, mit 
Abschlägen versehene Armuts-
rente gedrängt wird, dem steht 
bis zum gesetzlichen Rentenal-
ter weder ergänzendes Arbeits-
losengeld II noch ergänzende 
Grundsicherung im Alter zu.  
Er- forderlich wird dann der 
Gang zum Sozialamt, der An-
trag auf ergänzende Sozialhilfe. 
Denn die Grundsicherung im Al-
ter ist erst mit dem gesetzlichen 
Rentenalter, also je nach Ge-
burtsjahrgang frühestens ab 65 
Jahren, zugänglich. Das bedeu-
tet zugleich, dass bei der Sozi-

kes, sichert Euch rechtzeitig ei-
nen Platz. Am 17.11.2015 wird 
unsere neue Referentin, Frau 
Dörthe Kuhlmey, als Mediatorin 
den Tag zum Thema: „Meine, 
Deine, unsere Kinder“ begleiten. 
Ganz zum Anfang gibt es einen 
interessanten Filmbeitrag zu 
Patchwork-Familien zu sehen. 
Erörtert werden Themen wie, 
der Umgang mit Konflikten in 
der Erziehung und wenn Kinder 
zwischen „den Stühlen“ sitzen. 
Schlussendlich können hier Er-
fahrungen in der Kindererzie-
hung ausgetauscht werden. In 
der Diskussion ist es durchaus 
möglich, dass neue, andere 
Möglichkeiten der Konfliktbewäl-
tigung im Umgang mit „Meinen, 
Deinen unseren Kindern“ her-
ausgearbeitet werden. Ein inte-
ressanter Tag wird sicherlich 
auch der 01.12.2015. Unser 
neuer männlicher Part des Bil- 

schäftigen des Arbeitslosenver-
bandes wird daher folgendes 
zusätzlich angeboten: 
Wie auch in der Weiterbildungs-
broschüre nachzulesen findet 
am 02.06.2015 eine Supervisi-
on mit dem Titel „Der richtige 
Umgang mit fremden Kindern“ 
statt. Unsere Dipl. Psychologin, 
Frau Gabriele Bringer, wird zu 
wichtigen Fragen in der Kinder-
erziehung ausführen. Eigene 
Gedanken und evtl. Probleme 
aus der Praxis können dazu 
beitragen, dass dieser Tag für 
jeden Teilnehmer interessant 
wird. Denkt bitte daran, bei ei-
ner Supervision sind die Plätze 
begrenzt. Diese richtet sich in 
erster Linie an die Mitarbei-
ter/innen in der Kinderbetreu-
ung. ABER! Plätze die nicht in 
Anspruch genommen können 
anderweitig belegt werden. Da-
her die Bitte des Bildungswer-

Die überwiegenden Weiterbil-
dungsangebote des Bildungs-
werkes, stehen 2015 im Zei-
chen unserer Kinder. Im letzten 
Jahr wurde das Bildungswerk 
mehrfach darauf angesprochen, 
dass Thema Kinder aufzugrei-
fen. Offensichtlich besteht hier   
Bedarf an Weiterbildung, des 
Erfahrungsaustausches und der 
Diskussion. Mit speziellen An-
gebote bieten wir in diesem 
Jahr eine Plattform. Für die Be-

Statistisches Bundesamt 
Armut trifft mehr ältere Menschen. Armut beginnt in Deutschland 
bei einem Monatseinkommen von 892 EURO. Immer mehr Rent-
ner sind betroffen. (www.zdf.de) 

50 nicht zu erreichen, dann 
schicken Sie mir eine E-Mail an: 
post@alv-bildung.de. Für diese 
Maßnahmen werden die Fahrt-
kosten der Teilnehmer, auch in 
diesem Jahr, vom ALV-
Bildungswerk übernommen. 

Yvonne Lindenberg 

Bildungskoordinatorin  

einzuladen. Im September 
(09.09./23.09.2015) ist ein 2-
tägiges Seminar zum Thema 
Stressbewältigung geplant. 
Diesmal richten wir uns an die 
leitenden Kräfte der Beschäftig-
ten des Arbeitslosenverbandes.  
Die Referentin, Frau Gabriele 
Bringer, wird Wege aufzeigen, 
Tipps an die Hand geben, um  
„Aktiv und dabei gelassen“ dem 
stressigen Alltag zu begegnen. 
Ich hoffe die zusätzlichen Wei-
terbildungsangebote des Bil-
dungswerkes haben neugierig 
gemacht. Nochmals, bitte denkt  
daran, rechtzeitiges anmelden 
sichert die „besten Plätze“. Bin 
ich im Büro unter 0331-201 278 

dungswerkes, Herr Frank Haufe 
(Polizeibeamter a.D.), hat sich 
bereit erklärt, einen Tag zum 
Thema: „Gewalt gegen Kinder, 
Jugendliche und in Familien“ zu 
referieren. Hier geht es auch 
um Präventionsarbeit und um  
rechtzeitiges Erkennen... Vor al-
lem aber geht es um Mut zum 
Hinsehen und schließlich Mut 
zum Handeln. Das große Spekt-
rum der Arbeit der Frauenhäu-
ser und die der Opferhilfe wer-
den aus verschiedenen Blick-
winkeln beleuchtet. Das Bil-
dungswerk wird hier mit dem  
WEISSEN RING e.V. 
(Opferhilfe) kooperieren, um  
Verantwortliche für diesen Tag 

gebote für Demenzerkrankte, im 
Rahmen einer Betreuungsgrup-
pe, die Hausbetreuungen, An-
gehörigenschulungen und haus-
haltsnahen Dienstleistungen  
reihen sich sehr gut in das ge-
samte Hilfsangebot ein. Durch 
Informationsreihen zum Thema 
„Demenz“ wollen wir für mehr 
Aufklärung über das Leben mit 
Demenz sorgen. Es ist unser 
Ziel dahin gehend mitzuwirken, 
dass bis zum Jahre 2016 die 
Stadt Zehdenick zu einer 
„Demenzfreundlichen Kommu-
ne“ wird.  
Bis zu 1,4 Millionen Menschen 

sind heute in Deutschland an 

Demenz erkrankt und bis 2050 

könnte die Zahl auf drei Millio-

nen Erkrankte angewachsen 

sein. Demenzerkrankte zu ver-

sorgen stellt vor dem Hinter-

grund des demografischen 

Wandels eine immer größere 

Herausforderung für das Ge-

sundheits- und Sozialwesen 

dar. 

Karin Claus 

Leiterin MGH Zehdenik  

 

Therapeuten und anderen Insti-
tutionen suchen wir nach opti-
malen Lösungs- und Entlas-
tungsangeboten. Eine Demenz-

diagnose darf nicht zu einem 
Ausschlusskriterium in der Ge-
sellschaft führen. Gemeinsam 
wollen wir das Thema 
„Demenz“ in einem öffentlichen 
Raum sichtbar machen, für Auf-
klärung und Sensibilisierung 
sorgen sowie für Demenzer-
krankte, im frühen wie auch im 
mittleren Stadium einer Erkran-
kung, die Teilhabe am sozialen 
Leben durch Hilfestellungen im 
Alltag ermöglichen. Die vom 
Mehrgenerationenhaus Zehde-
nick geleisteten Betreuungsan-

Seit einigen Jahren schon ist 
die gesellschaftliche Bedeutung 
von Demenz in den Medien prä-
sent, Leistungen für Demenzer-
krankte wurden in der Pflege-
versicherung verankert und das 
Hilfesystem fand einen immen-
sen Ausbau. Dennoch fühlen 
sich viele Betroffene und ihre 
Angehörigen überfordert und in 
ihrer Lage alleingelassen. Mit 
dem vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend geförderten Bun-
desmodellprojekt „Lokale Allian-
zen für Menschen mit Demenz“ 
soll nun der Alltag von Demenz-
erkrankten und ihren Angehöri-
gen dauerhaft verbessert wer-
den. Alle Partner respektieren 
den Wunsch der allermeisten 
Menschen, trotz dementieller 
Erkrankung in ihrer gewohnten 
Umgebung zu bleiben. Seit 
September 2014 bis August 
2016 fördert das Bundesfamili-
enministerium den Aufbau des 
Netzwerkes mit insgesamt 
10.000 Euro. Mit unseren Netz-
werkpartnern aus Vereinen, Un-
ternehmen, der Ärzteschaft, 


